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9.
29. XI. 23 
VIII ZR 164/21

a) Im Rechtsstreit um  eine Sortenschutzverletzung kann von 
der in Anspruch genommenen Partei -  ebenso wie in einem 
Rechtsstreit um eine Patentverletzung -  grundsätzlich ver­
langt werden, dass sie im Rahmen des Zum utbaren auf Vor­
trag des Gegners zur Erzeugung der Sortenbestandteile oder 
des Ernteguts konkret erwidert.
b) Rechte in Bezug auf Erntegut sind nach Art. 13 Abs. 3 
GemSortV nicht schon dann ausgeschlossen, wenn der Be­
rechtigte die rechtliche Möglichkeit hatte, sein Recht im Z u ­
sammenhang mit den Sortenbesiandteiien geltend zu machen. 
Vielmehr ist erforderlich, dass der Berechtigte auch tatsäch­
lich über hinreichende M öglichkeiten verfügt hat, sein Recht 
in Bezug auf die zur Gewinnung des Ernteguts eingesetzten 
Sortenbestandteile geltend zu machen.
c) Eine hinreichende Gelegenheit, das Recht im Zusammen­
hang mit den zur Erzeugung von Em tegut eingesetzten Sor­
tenbestandteilen geltend zu machen, setzt voraus, dass der 
Berechtigte schon im Vorfeld sicherstellen kann, dass B enut­
zungshandlungen in Bezug auf diese Sortenbestandteile nu r
mit seiner Zustimmung erfolgen. (»Erntegut«).........................  77

a) Eine Auflage, die den Beschenkten verpflichtet, den ge­
schenkten Gegenstand spätestens mit seinem Ableben u n ­
entgeltlich auf einen Dritten zu übertragen, fällt nicht ohne 
weiteres unter den Tatbestand des § 2302 BGB.
b) Eine Auflage, die den Beschenkten verpflichtet, zuguns­
ten eines D ritten ein Schenkungsversprechen abzugeben, das 
unter der Bedingung steht, dass der Dritte den Beschenkten 
überlebt, ist nach § 2302 BGB nichtig.
c) W irksam ist eine Auflage, wenn die Parteien des Schen­
kungsvertrags bereits einen -  wenn auch bedingten -  A n ­
spruch des Dritten auf Übereignung des geschenkten G egen­
stands begründen...............................................................................  90

Die Weigerung des Verkäufers, nach dem Rücktritt des 
Käufers vom Kaufvertrag die vom Käufer zum Zwecke der 
Rückgewähr in N atur gemäß § 346 Abs. 1 BGB angebotene 
mangelhafte Kaufsache zurückzunehmen, kann jedenfalls u n ­
ter den besonderen Umständen des Einzelfalls (hier: Arsen­
belastung großer Mengen vom Verkäufer gelieferten Recy­
cling-Schotters) als Verletzung von Rücksichtnahmepflichten 
(§ 241 Abs. 2 BGB) im Rückgewährschuldverhältnis anzuse­
hen sein, die zu einem Schadensersatzanspruch des Käufers 
gegen den Verkäufer gemäß § 280 Abs. 1 BGB führen k a n n .. 102



10.
5. XII. 23 
KZR 101/20

a) D em  Betreiber eines Fernwärmenetzes kann nach Beendi­
gung eines befristeten Gestattungsvertrags ein Anspruch auf 
Einräumung von Nutzungsrechten an den im Eigentum einer 
Gemeinde stehenden Wegegrundsrücken nur zustehen, wenn 
die technischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten säm t­
lichen Interessenten den Bau paralleler Netzinfrastrukturen 
erlauben.
b) Eine Gemeinde kann von dem bisherigen Betreiber eines
Fernwärmenetzes weder Verschaffung des Eigentums an den 
in ihren Grundstücken verlegten Leirungen noch Beseitigung 
der dadurch verursachten Beeinträchtigung ihres Eigentums 
verlangen, wenn die Gemeinde ein bereits begonnenes A us­
wahlverfahren für den Weiterbetrieb dieses Netzes nur ausge­
setzt, aber nicht beendet hat und der bisherige Netzbetreiber 
an diesem Verfahren beteiligt ist.....................................................
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